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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-000420/2024
an die Kommission
Artikel 138 der Geschäftsordnung
Christine Anderson (ID)

Betrifft: Bedenken bezüglich Einführung einer Bargeldobergrenze von 10 000 EUR und einer 
Ausweispflicht ab 3 000 EUR 

In Bezug auf die geplante unionsweite Einführung einer Bargeldobergrenze von 10 000 EUR und 
einer Ausweispflicht ab 3 000 EUR bestehen Bedenken hinsichtlich der Einschränkung von 
Freiheitsrechten und der Möglichkeit eines schleichenden Bargeldverbots.      

1. Gibt es stichhaltige Beweise oder Studien, die die Wirksamkeit dieser Bargeldobergrenze im 
Kampf gegen Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung belegen?

2. Wie kann sichergestellt werden, dass durch die Maßnahmen die Privatsphäre und 
Freiheitsrechte der Bürger nicht unangemessen beeinträchtigt werden?

3. Wurden weniger restriktive Alternativen zur Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung in Erwägung gezogen?
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